
wenn sie nicht über das hinausgeht, was zur Erreichung dieses Ziels 
erforderlich ist, und wenn sie in nichtdiskriminierender Weise ange­
wandt wird; dies zu überprüfen, ist Sache des nationalen Gerichts, das 
dabei folgende Erwägungen zu berücksichtigen hat: 

— eine solche Regelung ist geeignet, das Ziel der Verhinderung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu erreichen, wenn sie 
dem betreffenden Mitgliedstaat ermöglicht, verdächtige Finanz­
transaktionen von Kreditinstituten, die ihre Dienstleistungen im 
Inland erbringen, zu überwachen und wirksam zu unterbinden 
sowie gegebenenfalls gegen die Verantwortlichen vorzugehen und 
diese zu bestrafen; 

die durch diese Regelung geschaffene Verpflichtung der Kreditinstitute, 
die ihre Tätigkeiten im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs 
erbringen, kann in angemessenem Verhältnis zur Verfolgung dieses 
Ziels stehen, wenn zu dem im Ausgangsverfahren maßgeblichen Zeit­
punkt ein wirksamer Mechanismus fehlt, der eine vollständige und 
lückenlose Zusammenarbeit der zentralen Meldestellen gewährleistet. 

( 1 ) ABl. C 226 vom 30.7.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Zehnte Kammer) vom 25. April 
2013 — Europäische Kommission/Slowakische Republik 

(Rechtssache C-331/11) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinie 
1999/31/EG — Abfalldeponien — Art. 14 — Bestehende 

Deponie — Kein Nachrüstprogramm — Weiterbetrieb) 

(2013/C 171/10) 

Verfahrenssprache: Slowakisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: A. 
Marghelis und A. Tokár) 

Beklagte: Slowakische Republik (Prozessbevollmächtigte: B. 
Ricziová) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen 
Art. 14 Buchst. a, b und c der Richtlinie 1999/31/EG des Rates 
vom 26. April 1999 über Abfalldeponien (ABl. L 182, S. 1) — 
Weiterbetrieb der Abfalldeponie Žilina — Považský Chlmec 
ohne Nachrüstprogramm 

Tenor 

1. Die Slowakische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus Art. 14 Buchst. a, b und c der Richtlinie 1999/31/EG 
des Rates vom 26. April 1999 über Abfalldeponien verstoßen, 
dass sie den Betrieb der Abfalldeponie Žilina — Považský Chlmec 
ohne Nachrüstprogramm und ohne Erlass einer endgültigen 
Entscheidung darüber, ob diese Deponie ihre Tätigkeit auf der 
Grundlage eines genehmigten Nachrüstprogramms fortsetzen kön­
ne, gestattet hat. 

2. Die Slowakische Republik trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 282 vom 24.9.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 25. April 
2013 (Vorabentscheidungsersuchen des High Court of 
Ireland — Irland) — Thomas Hogan u. a./Minister for 

Social and Family Affairs u. a. 

(Rechtssache C-398/11) ( 1 ) 

(Vorabentscheidungsersuchen — Sozialpolitik — Rechts­
angleichung — Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfä­
higkeit des Arbeitgebers — Richtlinie 2008/94/EG — Gel­
tungsbereich — Betriebliche Zusatzversorgungseinrichtungen 
— Leistungsorientiertes Kostenausgleichssystem — Unzurei­
chende finanzielle Mittel — Mindestschutzniveau — Wirt­
schaftskrise — Ausgewogene wirtschaftliche und soziale Ent­
wicklung — Verpflichtungen des betroffenen Mitgliedstaats 
bei unzureichenden finanziellen Mitteln — Haftung des 

Mitgliedstaats bei nicht ordnungsgemäßer Umsetzung) 

(2013/C 171/11) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Ireland 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Thomas Hogan, John Burns, John Dooley, Alfred Ryan, 
Michael Cunningham, Michael Dooley, Denis Hayes, Marion 
Walsh, Joan Power, Walter Walsh 

Beklagte: Minister for Social and Family Affairs, Irlande, Attorney 
General 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — High Court of Ireland — Aus­
legung von Art. 1 Abs. 1 und Art. 8 der Richtlinie 2008/94/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Oktober 
2008 über den Schutz der Arbeitnehmer bei Zahlungsunfähig­
keit des Arbeitgebers (kodifizierte Fassung) (ABl. L 283, S. 36) 
— Betriebliche Zusatzversorgungseinrichtungen — Unzurei­
chende Mittel dieser Systeme — Nationale Regelung, die keine 
Rechtsgrundlage enthält, auf die die Arbeitnehmer im Fall einer 
Insolvenz des Unternehmens einen Schadensersatzanspruch ge­
gen ihren Arbeitgeber stützen könnten — Verpflichtung des 
betreffenden Mitgliedstaats, die erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Interessen der Arbeitnehmer zu schützen — 
Bei der Beurteilung der Einhaltung dieser Verpflichtung vom 
nationalen Gericht zu berücksichtigenden Aspekte 

Tenor 

1. Die Richtlinie 2008/94/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. Oktober 2008 über den Schutz der Arbeitnehmer 
bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers ist dahin auszulegen, 
dass sie auf die Ansprüche ehemaliger Arbeitnehmer auf Leistun­
gen bei Alter einer von ihrem Arbeitgeber eingerichteten betrieb­
lichen Zusatzversorgungseinrichtung Anwendung findet.
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